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„Politische Mitte“ heißt heute nichts an-

deres als vor dreißig oder vierzig Jahren:  

Die „Politische Mitte“ ist das Gegenteil 

von Extremismus.

Damit die „Politische Mitte“ stark ist, 

muss sie sich rechts und links bis hin zu 

den Rändern des demokratischen Spek-

trums um die Menschen „kümmern“ und 

auch ihnen ein entsprechendes inhalt-

liches und personelles Angebot unterbrei-

ten. Derzeit scheint es, als ob sich die 

„ Politische Mitte“ auf dem Rückzug von 

den Rändern befinde. Doch Extremisten 

das Feld zu überlassen, wäre das weitaus 

größere Übel.

Über die Ablehnung von Extremis-

mus hinaus sagt „Mitte“ aber kaum etwas 

aus. „Mitte“ allein ist kein Kompass für 

das politische Handeln; „Mitte“ ist keine 

Gewähr für Erfolg oder richtige Entschei-

dungen. Mitte kann auch Beliebigkeit 

sein, selbst Opportunismus. „Politische 
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Mitte“ heißt aber, die Werte und Tugen-

den der Bundesrepublik Deutschland zu 

vertreten, die dieses Land zu dem ge-

macht haben, was es heute ist. Weltoffen-

heit und Patriotismus zu verbinden, den 

Dreiklang von Heimat, Europa, Vaterland 

ernst zu nehmen. Die wirkliche „politi-

sche Mitte“ muss liberale, soziale und 

konservativ-nationale Elemente mitein-

ander verbinden, die in ihrer Verbindung 

meine Partei erst zu einer „Union“ werden 

ließen. Keines dieser Elemente hat eine al-

leinige Berechtigung. Nur zusammen ma-

chen sie unsere Grundorientierung aus. 

Aber auch – teils als Sekundärtugenden 

verpönte – Wertvorstellungen und Hal-

tungen wie Maß, Bescheidenheit, Fleiß 

und Verantwortungsbewusstsein gehören 

zur „Politischen Mitte“.

In der Tagespolitik steht „politische 

Mitte“ für ein ebenso pragmatisches wie 

werteorientiertes Handeln im Interesse 

der Menschen in den Kommunen, Län-

dern und in Deutschland, das dabei auch 

Europa und das Atlantische Bündnis im-

mer fest mit im Blick hat. Wie konkretisiert 

sich dieser bewusst anti-ideologische An-

satz? Einige aktuelle Beispiele: 

Bildungspolitik wird in Deutschland 

leider Gottes überwiegend von Ideologen 

links von der Mitte dominiert. Verändert 

haben sie viel, verbessert haben sie nach 

meiner Auffassung wenig. Die Grundlage 

dieser verfehlten Bildungspolitik ist eine 

Ideologie, die im Wesentlichen auf Fehl-

einschätzungen beruht:

Fehleinschätzung Nr. 1: Die Menschen 

sind alle gleich und können alles gleich 

gut lernen. Richtig ist aber, dass die Men-

schen verschieden sind und unterschied-

liche Talente haben. Da die Talente unter-

schiedlich sind, müssen die Bildungs- 

angebote ebenfalls unterschiedlich sein. 

Das Prestigeprojekt der Parteien links der 

Mitte, die staatliche Einheitsschule, muss 

scheitern.

Fehleinschätzung Nr. 2: Hohe Abschluss- 

quoten zeugen von hohem Bildungsniveau. 

Das Gegenteil ist richtig. Wer nach Art der 

Planwirtschaft widersinnig hohe Abschluss- 

quoten anstrebt, der kommt zur „Plan-

erfüllung“ nicht umhin, das Niveau zu 

reduzieren. Die Folge ist ein Qualitätsver-

lust an unseren Schulen.

Diesen Fehleinschätzungen folgend, 

verändern die Befürworter der Einheits-

schule links der Mitte unsere Schulland-

schaft und wollen auch das Gymnasium 

schrittweise zugrunde richten. Dies ge-

schieht durch die Abschaffung der schul-

formbezogenen Lehrerausbildung, die 

Angleichung der Lehrpläne aller Schul-

formen, die Reduzierung der Leistungs-

anforderungen in den Lehrplänen. In den 

Gesamtkontext der Nivellierung gehören 

aber auch die Abschaffung des Sitzenblei-

bens und der Noten, die deutliche Bevor-

zugung der einheitlichen Schulen bei der 

Ausstattung, die Erzwingung der Total-

Inklusion bei allen Schulen, die Inflation 

sehr guter Noten, die Veränderung der 

Grundschule zur Spielschule.

Das sind die „Trojanischen Pferde“, 

wie sie Josef Kraus vom Deutschen Leh-

rerverband treffend bezeichnet, die unser 

Schulwesen, insbesondere das Gymna-

sium, in seiner Substanz bedrohen. Es 

kommt darauf an, dass die „Politische 

Mitte“ sich dieser Fehlentwicklung entge-

genstemmt. Die „Politische Mitte“ wird in 

dieser Diskussion ausschließlich von Christ- 

demokraten und Christsozialen gebildet, 

wohingegen sich SPD oder Grüne bedauer-

licherweise konträr positionieren. 

Ein weiteres Beispiel für die Aus-

einandersetzung der „politischen Mitte“ 
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 gegen linke ideologische Verirrungen ist 

die datenschutzpolitische Diskussion über 

eine stärkere Videoüberwachung an krimi-

nalitätsbelasteten Orten. Im Bundesland 

Berlin galt bis zum Regierungseintritt der  

CDU 2011 die datenschutzgesetzliche Be-

stimmung gemäß Paragraf 31b Absatz 3a  

Satz 2 Berliner Datenschutzgesetz, wo-

nach Videoaufzeichnungen, zum Beispiel 

der Berliner Verkehrsbetriebe in ihren 

Bahnhöfen, nach nur 24 Stunden zu lö-

schen waren. Das Gesetz basiert auf der 

Auffassung, dass die Grundrechte der 

Bürgerinnen und Bürger durch diese Vi-

deoaufzeichnungen schwerwiegend be-

einträchtigt worden seien. Der Schutz ih-

rer körper lichen Unversehrtheit, ihrer 

Gesundheit und ihres Eigentums sowie 

das Interesse unseres Staates, Straftaten 

erfolgreich aufzuklären und Straftäter zu 

verurteilen, wird dieser Bestimmung klar 

untergeordnet. Bestritten wurde bis zu-

letzt, dass hohe Aufklärungsquoten an bis- 

lang kriminalitätsbelasteten Orten künf-

tige Straf taten verhindern.

Nur die klare Haltung der „politi-

schen Mitte“ in Berlin hat es ermöglicht, 

eine maßvolle Verlängerung der Speicher-

fristen auf 48 Stunden durchzusetzen. 

Dafür sprach insbesondere, dass Opfer 

von Gewalttaten aufgrund ihres Kranken-

hausaufenthaltes häufig erst nach mehr 

als 24 Stunden nach der Tat in der Lage 

waren, die erlittenen Gewalttaten anzu-

zeigen, sodass der Zugriff auf die Video-

aufzeichnungen zur Aufklärung der Ge-

walttaten zu spät erfolgte.

Dieselbe Auseinandersetzung wird 

heute angesichts steigender Gewaltvor-

fälle fortgeführt. An kriminalitätsbelaste-

ten öffentlichen Plätzen muss die Mög-

lichkeit zur Videoüberwachung ausgebaut 

werden. Erneut gilt es, den Sicherheits-

behörden die notwendigen Mittel an die 

Hand zu geben, um die Bürger wirksam 

zu schützen.

Es gibt zu denken, dass der Schutz der 

Bevölkerung und des Staates vor Terroris-

mus durch deutsche Geheimdienste allein 

nicht zu gewährleisten ist und diese auf 

Informationen der Geheimdienste befreun- 

deter Staaten angewiesen sind, die bei der 

Überwachung der elektronischen Kommu-

nikation offenbar ein nur geringes Daten-

schutzniveau einhalten müssen. Daher 

müssen wir uns der Qual unterziehen, das 

ideologiefrei durchzusetzen, was notwen-

dig ist, um Staat und Bürger zu schützen. 

Eine steigende Bedrohung der öffentli-

chen Sicherheit rechtfertigt weitergehende 

Schutzmaßnahmen. Derzeit ist die Bedro-

hungslage größer als die Fähigkeit unse-

res Staates, den Bedrohungen wirksam zu 

begegnen. Daher ist die „Politische Mitte“ 

gefordert, die Vernunft gegen die Ideolo-

gie durchzusetzen.
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